
Als ein Angebot für die Diskussion zum Programm unserer Partei
übermittelten Parteitagsdelegiert* und Beteiligte des Projekts „Sozia-
lismustheorie" dem ND folgendes Papier. Ausgearbeitet wurde es von
Andre Brie, Michael Brie, Wilfried Ettl, Jürgen Jünger, Dieter Klein, Hans-
Peter Krüger, Dieter Segart, Hans Wagner und Rosi Will.

Der staatlich-administrative So-
zialismus ist als Gesellschaftssy-
stem auch in unserem Lande end-
gültig gescheitert Die revolutio-
näre Bewegung des Volkes der
DDR hat im Herbst 1989 den Pro-
zeß seiner demokratischen Besei-
tigung eingeleitet.
1. Neue gesellschaftlich» Kräfte
haben die Nachkriegsära endgül-
tig beendet. Dazu gehören:
— die neuen politischen und so-
zialen Bewegungen für Frieden,
Ökologie, Frauenrecht,
— die gesellschaftlichen und
außenpolitischen Umwälzungen
in der Sowjetunion und anderen
sozialistischen Ländern,
— der Kampf der Entwicklungs-
länder um die Demokratisierung
der internationalen Beziehungen
und für eine gerechte •Weltwirt-
schaftsordnung,
— die in den letzten 20 Jahren
in den westlichen Industrielän-
dern sich vollziehenden innen-
und außenpolitischen Wandlun-
gen, daraus resultierende Diffe-
renzierungsprozesse, die zu mehr
Realismus und Kooperationsbe-
reitschaft führen.

Es wurde eine neue Epoche
eingeleitet. In ihrem Mittelpunkt
steht die Lösung der globalen
Probleme. Das verlangt einen
grundlegenden Wandel aller Ge-
sellschaftssysteme und ihres in-
ternationalen Zusammenwirkens.
Die Fortschrittsrichtung heißt de-
mokratischer Sozialismus.
2. Der administrative Sozialismus
ist in die Krise geraten, da er
es nicht vermochte,
— den neuen Entwicklungserfor-
dernissen der wissenschaftlich-
technischen Revolution gerecht zu
werden, .
— zur Lösung der zunehmend
selbst mitverursachten globalen
Probleme beizutragen und
— unter-den neuen Bedingungen
eine Gesellschaft der Freiheit,
sozialen Gerechtigkeit und Soli-
darität zu gestalten.

Dies ist durch seine "Grund-
struktur bedingt. Die bürokrati-
sche Konzentration aller entschei-
denden Verfügungsgewalt über
die gesellschaftlichen Produktiv-
kräfte, über das gesellschaftliche
Eigentum, die Macht und das gei-
stige Leben der Gesellschaft hat
.freie Selbstbestimmung,. Eigen-
intere*S€L.und,>Verantwortung 'für'
sich und die .Gesellschaft unter-i
graben. Der administrative So-
zialismus führte gesetzmäßig zu
Stagnation, Krise und Fäulnis.

Damit wurden die von mehreren
Generationen nach dem zwei-
ten Weltkrieg geschaffenen Werte
sozialer, humaner und kulturel-
ler Entwicklung deformiert und
auf das äußerste gefährdet. Das

.Lebenswerk unserer Väter und
Großväter ist bedroht. Die Zu-
kunft unserer Kinder und Enkel
in Frage gestellt.
3. Hunderttausende Genossin-
nen und Genossen haben sich
nach dem zweite» Weltkrieg
selbstlos dafür eingesetzt, dieses
Land aus den Trümmern wieder
aufzubauen. Dies darf niemand
vergessen. Gemeinsam mit ande-
ren waren es auch viele Mitglie-
der der SED, die sich ehrlich,
verantwortungsvoll und enga-
giert für die wirtschaftliche und"
soziale Entwicklung der DDR, für
Demokratie und Freiheit, für So-
lidarität und Menschlichkeit ein- "
setzten. Sie haben teil daran, daß
unser Land durch eine demokra-
tische Revolution die Chance zu
einem anderen neuen Weg ge-
wonnen hat.

Viele dieser Genossen wurden
diskrimirtiert, isoliert, aus der
Partei ausgeschlossen und verlo-
ren berufliche Entwicklungs-
möglichkeiten. Andere haben in-
nerhalb der SED unter immer
größeren Schwierigkeiten für
einen demokratischen Sozialis-
mus gewirkt. Die Mehrheit der
Parteimitglieder hat sich zu den
Idealen der Perestroika bekannt
und sich zunehmend gegen die
Linie des XI. Parteitages ge-
wandt. Sie haben zur Entwick-
lung eines kritischen und demo-

> kratischen Bewußtseins in unse-
rem Land beigetragen. Auf sie
alle stützen wir uns bei der For-
mierung zu einer modernen so-
zialistischen Partei.

Mit Bitternis müssen wir fest-
stellen, daß es uns infolge der
stalinistischen Strukturen der
SED auch seit 1985 nicht gelun-
gen war, diesen Neubeginn selbst
einzuleiten. Es bedurfte der revo-
lutionären Volksbewegung.

In jeder Revolution verlieren
jene die Macht, die sie bisher aus-
geübt haben. Wir begrüßen die
Brechung des Machtmonopols der
SED. .Dies ist für alle Jene in un-
serer Partei eine große Chance,
die sich zu einem Weg des demo-
kratischen Sozialismus bekennen.
Es ist endlich der notwendige
radikale Bruch möglich, der die
Bedingung für einen neuen An-
fang darstellt.

4. Viele Bürger der DDR orientie-
ren sich, jetzt auch aufgrund ihrer
eigenen Erlebnisse, an der Ge-
sellschaft der BRD. Kann die ein-
fache Übernahme dortiger Struk-
turen unsere Probleme hier
lösen?

Die westeuropäischen Gesell-
schaften sind keine rein kapitali-
stischen Systeme. Wir wissen die
modernen Errungenschaften die-
ser Gesellschaften, die "sich die
Werktätigen erkämpft haben, zu
schätzen. Wir achten die freien

Formen des wirtschaftlichen, po-
litischen und kulturellen Wettbe-
werbs, die der Ausbildung von
Monopolstellungen in der Ökono-
mie, Politik und Kultur entgegen-
stehen. Insbesondere können wir
lernen
— von der Praxis der Mitbestim-
mung auf Betriebs- und Zweig-
ebene; von der dreifachen demo-
kratischen Gewaltenteilung zwi-
schen der Gesetzgebung, der Re-
gierung und der Rechtsprechung;
— von der wachsenden Rolle der
Öffentlichkeiten und der neuen
sozialen sowie kulturellen Bewe--
gungen;
— von dem hohen Stand der Wis-
senschafts-" und Technikentwick-
lung;
— vom höheren Stellenwert kom-
munaler Mitbestimmung;
— von dem föderativen und ge-
meinnützigen Charakter vieler
Arten der Kulturförderung.

Aber zugleich dürfen wir nicht
übersehen, wie begrenzt diese
Errungenschaften sind. Sie finden
ihre Grenze an den strategischen
Machtinteressen kapitalistischer
Monopole, insbesondere der trans-
nationalen Konzerne, und der mi-
litärisch-industriellen Komplexe.
Der kapitalistisch expandierende
Weltmarkt mag vielen, die eine
planungsbürokratische Mangel-
und Verschwendungswirtschaft
gewöhnt sind, auf den ersten
Blick als attraktive Alternative
erscheinen.

Aber: Er verschärft in seiner
monopolistischen Gestalt die be-
stehenden globalen Probleme der
Umweltzerstörung, der Friedens-
gefährdung und der Unterent-
wicklung mit den Folgen von Ar-,
beitslosigkeit, Hunger und Ob-
dachlosigkeit von Hunderten Mil-
lionen Menschen in Asien, Afrika
und Lateinamerika.

Und: Er führt tatsächlich zur
Massenarbeitslosigkeit, zu Exi-
stenzangst, zur sozial ungerech-
ten „2-Drittel-Gesellschaft" schon
in den reichen Ländern und zur
Einfünftelwelt.

Wir dürfen den demokratischen
Aufbruch und das Selbstbestim-
mungsrecht der DDR-Bevölkerung
nicht verspielen. Der alten Herr-
schaft von Politbürokraten darf
keine Herrschaft von Kapital-
magnaten folgen. Das Volk muß
endlich und' endgültig «-zumtGe- j
stal.ter eigener Geschieht?, werden.j
'ö.'Das Vollmer DDR,<*life SlSüe i
Parteien, politischen und sozialen
Bewegungen stehen heute vor
einer historischen Entscheidungs-
situation: Welchen Weg soll die
DDR gehen?

Die ökonomische und soziale
Krise hat die Möglichkeiten der
Selbstbestimmung * dieses Weges
auf das äußerste eingeengt. Aber
für das Leben aller Bürgerinnen
und Bürger und der zukünftigen
Generationen ist es von ein-
schneidender Bedeutung, welche
historische Richtung gewählt wird.

In den nächsten Wochen und
Monaten werden Weichen ge-
stellt, die die Lebensbedingungen
jedes einzelnen grundlegend ver-
ändern werden.

Die Krise des administrativen
Sozialismus in unserem Lande
kann nur dadurch gelöst werden,
daß die DDR, getragen von allen
demokratischen Kräften dieses
Landes, einen dritten Weg jen-
seits von administrativem Sozia-
lismus und jenseits von Vorherr-
schaft des Profits geht. Es ist der
Weg, der erstens an diejenigen
sozialen und kulturellen Ergeb-
nisse unserer bisherigen Entwick-
lung anknüpft, die es in einer
demokratischen Gesellschaft mit
sozialistischer Orientierung zu
bewahren und auszubauen gilt,

zweitens die progressiven Er-
rungenschaften der modernen
bürgerlichen Gesellschaft in sich
aufnimmt und konsequent voran-
treibt und

drittens dem Frieden und der
Kooperation der Völker, der freien
kulturellen Entwicklung jedes
Volkes und jedes einzelnen, der
radikalen Demokratie und der
Souveränität jedes Volkes, der so-
zialen Gerechtigkeit und solidari-
schen Gemeinschaftlichkeit sowie
der Erhaltung der natürlichen Le-
bensgrundlagen der menschlichen
Gesellschaft verpflichtet ist.

Als sozialistische Partei treten
wir* ein
— für eine auf den Grundrechten
des einzelnen beruhende indi-
viduelle Freiheit
— für darauf gegründete Solida-
rität der Entwicklung aller
— für die Gerechtigkeit gleicher
sozialer Entwicklungsbedinguin-
gen
— für die Sicherung der natürli-
chen Lebensgrundlagen
— für die Durchsetzung des Prin-
zips „Jeder nach, seinen Fähig-
keiten, jedem nach seinen Lei-
stungen!"
— für eine Entwicklung unserer
Gesellschaft, die an jenen neuen
kulturellen Zielstellungen orien-
tiert ist, die der Volksbewegung
bisher ihren Charakter gaben.

Mit allen Kräften werden wir
uns für den freien Wettbewerb
um den höchsten Beitrag zur
Entwicklung des gesellschaftli-
chen Reichtums einsetzen. Ge-
rechte Anerkennung individueller
und kollektiver Leistung muß
darin ihr Maß finden. Unser
Kampf wird sich gegen alle mo-
nopolistischen Herrschaftsstruktuf-
ren in Wirtschaft, Politik und gei-
stigem Leben richtem

*1. Die globalen Probleme werden
in allen bestehenden Gesell-
schaftsordnungen durch staatliche
und ökonomische Monopolbildung
bis zur Existenzgefährdung ver-
schärft statt gelöst An die Stelle
der rücksichtslosen ökonomischen
und machtstaatlichen Ausbeutung
der natürlichen Umwelt und un-
serer eigenen Menschennatur muß
weltweit etwas anderes treten: die
wirksame Regulierung des wirt-
schaftlichen und politischen Wett-
bewerbs nach neuen kulturellen
Zwecksetzungen, Normen und
Werten.

Was nützt aH unser Streben
nach immer höherem Wohlstand,
wenn dieser auf Kosten unserer
Kinder und Enkel, auf Kosten
unserer eigenen natürlichen Le-
bemsgrundlagen erwirtschaftet
wird? Wir alle brauchen Ziele,
durch die unser Leben sinnvoll
und produktiv, statt sinnlos und
destruktiv wird. Nutzen wir den
demokratischen Aufbruch unseres
Landes, um voneinander zu ler-
nen, wie wir in all unserem. Han-
deln diese drei Orientierungen
verbinden: die individuelle
Selbstvenwirküchung jedes Men-
schen mit dem solidarischen Ver-
halten gegenüber allen Benach-
teiligten und mit dem. Schutz der
Umwelt Diese Verbindung ist
in unser aller Interesse, wie auch
im Lebensinteresse jedes einzel-
nen.

2. In der demokratischen Oppo-
sition gegen die monopolistische
Verschmelzung von Partei-,
Staats- und Wirtschaftsapparaten
haben sich in unserem Land be-
reits neue kulturelle Zweckset-
zungen, Werte und Normen her-
ausgebildet, auf die wir stolz sein
können. Der friedliche Charakter
der demokratischen Volksbewe-
gung unseres Landes wird welt-
weit gewürdigt und stellt eine
ausstrahlungskräftige Anregung
für eine neue Art von gesell-
schaftlichem Zusammenleben dar.
Dazu im Gegensatz hat die büro-
kratische Deformation des wirt-
schaftlichen und politischen Le-
bens der DDR zu Bedürfnisstruk-
turen geführt, die wir in einem
öffentlichen und gemeinsamen
Lernprozeß überwinden müssen:
zur Verinnerlichung der ständi-
gen Mangelwirtschaft in zwangs-
angepaßte Bedürfnisse bestimm-
ter Gruppen, zum korrumpierten
Leben von Gruppen auf Kosten
anderer, zum Ersatz gesellschaft-
lich aktiven Zusammenlebens
durch den Rückzug in private Be-
reiche.

3. Wir benötigen eine kulturvolle
Neugestaltung des Verhältnisses
zwischen den Wirtschaftsweisen
und den Lebensweisen. Unsere
Städte und, Dörfer müssen zu
wirklich lebenswerten Räumen
ausgestaltet werden. Wir müssen
die Bedingungen dafür schaffen,
daß die Arbeitenden über ihre
Arbeitsbedingungen im hohen
Maße selbst bestimmen und die
Arbeit für jeden zum Feld der
reichen Entwicklung menschlicher
Bedürfnisse und kreativer Fähig-
keiten wird.

Wir haben internationale Fehl-
entwicklungen — wie Ausländer-
haß, Wegwerf- und Ellenbogen-
gesellschaft, Suchtprobleme, Fehl-
entwicklung der Städte, Dispro-
portionen zwischen privatem In-
dividual- und öffentlichem Mas-
senverkehr — zu vermeiden bzw.
zu überwinden. Ebenso müssen
wir die Voraussetzungen dafür
schaffen, das Verhältnis der bei-
den, Geschlechter sowie das Ver-
hältnis der Generationen zuein-
ander grundlegend umzugestal-
ten.

Überwinden wir die Entfrem-
dung und Vereinsamung, das Le-
ben auf Kosten des anderen Ge-
schlechts, der Kinder oder älte-
ren Mitbürger! Es geht um die
Emanzipation aller, es geht um
den menschenwürdigen Umgang
miteinander, auch um den Re-
spekt vor der Normalität gleich-
geschlechtlicher Beziehungen.
Stellen wir uns der Herausforde-
rung, eine grundsätzliche kultu-
relle Alternative zu den Lebens-
weisen der bisherigen Industrie-
und Männergesellschaften zu ent-
wickeln.
4. Die bisherige Frauenpolitik in
der DDR hat ihre positiven Züge
mit der formalen Gleichberechti-
gung seit langem erschöpft und
seit den 70er Jahren zu Rüde-
schritten und Stagnation bei der

Gleichstellung der Frauen und
Männer in der Gesellschaft ge-
führt. Die Benachteiligung von
Frauen betrifft insbesondere die
soziale Lage von älteren Frauen,
alleinerziehenden Frauen und all
jene Frauen, die täglich unter
enormer psychischer und physi-
scher Belastung in die Pflicht ge-
nomnien sind, in einer auf den
Mann zugeschnittenen Gesellschaft
Beruf und Familie zu vereinba-
ren. Frauen sind in allen gesell-
schaftlichen Bereichen auf die
zweiten Plätze verwiesen.

Die sozialistische Partei der
DDR ist entschlossen, eine Frauen-
politik zu entwickeln, deren Ziel
die reale Gleichstellung der
Frauen, insbesondere auch in al-
len Leitungsbereichen ist. Es geht
um die Entwicklung gesellschaft-
licher Bedingungen, die es den
Frauen gestatten, ihre Persönlich-
keit und Individualität voll zu
entfalten.
5. Die kulturelle Qualität unserer
Gesellschaft wird nicht zuletzt
nach ihrer Kinderfreundlichkeit,
nach Perspektiven und Entwick-
lungsräumen der Jugend und
nach der Lebensqualität der
älteren Bürger bewertet.

Das Streben nach Gleichstellung
der Geschlechter, die Achtung
aller Formen von Lebensgemein-
schaften, die Bewahrung und
qualitative Entwicklung der Für-
sorge in Kinderkrippen und Kin-
dergärten, die Orientierung der
Bildung auf die Einheit von welt-
offener hoher Bildung und Frei-
räumen für Neigungen und In-
teressen junger Menschen, Förde-
rung ihres Veränderungswillens
und die Abkehr von aller Gänge-
lei soll in fürsorglicher Weise den
Kindern und Jugendlichen neue
Bindungen an unser Land geben.

Die entstandene Altersstruktur
in unserem Land erschwert die.
Sicherung guter Lebensbedingun-
gen für die Älteren unter uns. Doch
ein menschliches Antlitz des So-
zialismus muß im Spannungsfeld
zwischen den verschiedenen Inter-
essen denen der älteren Bürger
ein neues Gesicht geben. Wir wol-
len ihren Lebensvorstellungen
ohne den Druck der Jüngeren bei
der Gestaltung der städtischen
und ländlichen Lebensbedingun-
gen, der altersgerechten Wohn-
formen und medizinisch-pflegeri-
schen Leistungen hohes Gewicht
geben und Möglichkeiten sinnvol-
len Lebens in'höherem Alter Auf-
merksamkeit schenken.
6. Ein mündiges Volk braucht
das Erlebnis anderer Kulturen
des Auslandes, sowohl durch per-
sönliche Reisen, durch berufli-
chen und külfcärSlletf Austausch
als auch durch wahrhaftige Be-
richterstattung der Medien. Wir
müssen sicherstellen, daß in den
kulturellen Lernprozeß stets auch
die internationalen Erfahrungen
ausländischer Kulturen Eingiang
finden. Nur auf diese Weise kön-
nen wir den demokratischen Auf-
bruch des Volkes der DDR sta-
bilisieren, ohne neue Feindbilder
nach innen oder nach außen auf-
zurichten. Wir treten für die Ach-
tung der nationalen Interessen
und die gleichberechtigte Teil-
habe der sorbischen Bevölkerung
am gesellschaftlichen Leben der
DDR ein.

Den ausländischen Bürgern, die
in unserem Lande leben und ar-
beiten, müssen wir die Möglich-
keiten, zur Entfaltung der eigenen
kulturellen Identität und zur
gleichberechtigten Teilnahme am
öffentlichen Leben geben.
7. Demokratie braucht Kultur. Ein
mündiges Volk braucht Fachleu-
te von internationalem Niveau
auf allen Gebieten. Für Experten
gilt wie für alle das Leistungs-
prinzip. Sie haben keine sozia-
len Privilegien. Wir treten in die^-
sem Sinne konsequent für die
Freiheit der Wissenschaft, Bil-
dung, Literatur und Kunst ein. In
Zeiten wirtschaftlicher Schwie-
rigkeiten ist die Gefahr groß, daß
geistigem) Reichtum und hohen
moralischen Ansprüchen der Bo-
den entzogen wird. Dies würde
dem Charakter unserer Volksbe-
wegung widersprechen und das
Entwicklungspotential von mor-
gen dem heutigen Überleben
kurzsichtig opfern. Die genann-s
ten gesellschaftlichen Bereiche
benötigen, im Lebensinteresse un-
seres Volkes eine moderne ma-
teriell-technische Basis, Ttm dem
internationalen Wettbewerb ge-
wachsen zu sein.

1. Die politische Reform hat den
eingeleiteten Prozeß der Zerschla-
gung des administrativen, büro-
kratischTzenitralistischen Systems
der Machtausübung durch den
Partei- und Staatsapparat gewalt-
frei zu vollenden.

Demokratischer Sozialismus und
Machtmisüfoung einer Partei
schließen sich aus. Unser Ziel ist
nicht die Effizienz von Macht-
ausübung an sich. Wir wollen da-
zu beitragen, ein politisches Sy-
stem zu schaffen,

— in das alle wesentlichen Grup-
pen der Gesellschaft sich mit ih-
ren Interessen als Gestalter des
politischen Lebens einbringen,

— die fortgeschrittensten
menschlichen Erfahrungen und
Erkenntnisse aufgenommen wer-
den,

— ein ständiger politischer Lern-
prozeß möglich ist.

Das neue politische System
muß vom einzelnen Individuum
ausgehen und dessen Handlungs-
und Entscheidungsräume garan-
tieren.

Ein neuer Konsens in der Ge-
sellschaft kann nur auf der Ba-
sis neuer politischer Strukturen
entstehen, die sich durch Mehr-
hedtsentscheidüngen demokratisch

legitimieren. Die neue Verfassung
der DDR muß der allgemeinver-
bindliche Maßstab für jegliches
politisches Handeln sein.
2. Die freie Entwicklung eines je-
den ali Bedingung der solidari-
schen Entwicklung aller ist nur in
einem öffentlichen demokrati-
schen Prozeß möglich. Demokra-
tie bedeutet für uns:

— Garantie der Menschen- und
Grundrechte in der Einheit von
politischen und persönlichen,
wirtschaftlichen, kulturellen und
sozialen Rechten. Darüber hinaus
gilt es, eine neue Generation der
Menschenrechte zu entwickeln,
die insbesondere Probleme der
informationeilen Selbstbestim-
mung und des Umweltschutzes
aufgreift;

— Machtausübung durch das
Volk auf der Basis einer vier-
fachen Gewaltenteilung (Gesetz-
gebung, Regierung, Rechtspre-
chung, Öffentlichkeit vermittelt
durch die modernen Medien);

— Kontrolle jeder Art von
Machtausübung durch Parteien-
pluralismus, durch eine Vielzahl
von Organisationen und Basis-
initiativen, die im Wettbewerb
ihre Alternativen zur öffentlichen,
demokratischen Entscheidung un-

terbreiten. Unsere. Partei unter-
stützt besonders das Wirken ein-
heitlicher, freier Gewerkschaften.
3. Iri einer modernen Gesell-
schaft ist der Staat Träger der
Souveränität. Rechtsstaatliche, de-
mokratisch kontrollierte Staats-
entwicklung bedeutet, daß die frei
gewählten Volksvertretungen ge-
genüber den Staatsapparaten tat-
sächlich die Macht ausüben. Ge-
waltenteilung funktioniert nur,
wenn alle an das vom Parlament
beschlossene Gesetz gebunden
sind. Recht selbst braucht aber
zu seiner Verwirklichung eine un-
abhängige, selbständige Recht-
sprechung durch unabhängige
Richter.

Auch frei gewählte staatliche
Entscheidungsgremien können ir-,
ren. Die Veränderbarkeit von
staatlichen Entscheidungen muß
deshalb möglich sein.

Fragen von- existentieller ge-
sellschaftlicher Bedeutung müs-
sen generell durch Volksabstim-

mung entschieden werden. , Das
parlamentarische System muß
darüber hinaus durch Entschei-
dungsprozeduren und Mechanis-
men ergänzt werden, die die
Herrschaft des Volkes bei ^wirt-
schaftlichen und sozialen Ange-
legenheiten sicherstellen. Dazu
könnte ein System von gesell-
schaftlichen Räten auf verschie-
denen Ebenen, Interessenver-^
bände und Bürgerinitiativen ge4
hören.

Kommunale Selbstverwaltung
und Selbstbestimmung in den
territorialen Gliederungen sind
die Grundlage eines sozialisti-
schen Gemeinwesens.

Wir treten für die Wiederher-
stellung der fünf JLänder in der
DDR ein, deren wirtschaftliches
und intellektuelles Gewicht die
Entwicklung und Wahrnehmung
weitgehender demokratischer
Rechte auf politischen, wirtschaft-
lichen, sozialen und geistig-kul-
turellen Gebieten sowie der Öko-
logie erlauben würde.

zenten möglichst weitgehend über
die Bedingungen, Mittel und Er-
gebnisse ihrer Produktion selbst
verfügen, also sich und ihre Pro-
duktion weitgehend selbst ver-
walten und zugleich durch die
demokratische Mitbestimmung
staatlicher Politik ihre Position
als Eigentümer realisieren kön-
nen.

Darüber hinaus ist die Ent-
wicklung vielfältiger Eigentums-
formen — privater, genossen-
schaftlicher, staatlicher und
Mischformen sowie Joint ventu-
res — notwendig. Aktiengesell-
schaften können ausländische Be-
teiligung ermöglichen und die
Beschäftigten an der langfristigen
Entwicklung des Betriebes inter-
essieren. Die Rolle von Klein-
und Mittelbetrieben in Industrie,
Handwerk, Handel und Dienst-
leistungen muß deutlich verstärkt
werden.

Nur in dem Maße, wie es den
Produzenten möglich ist, die Be-
dingungen und Resultate ihrer
Produktion zu beeinflussen, sind
sie auch für die Ergebnisse ihres
wirtschaftlichen Handelns verant-
wortlich, kann also das Lei-
stungsprinzip als sozial gerechtes
Prinzip der Verteilung zur Gel-
tung gebracht werden.
5. Wettbewerb ist für ökonomi-
sche Entwicklung unverzichtbar.
Der ökonomische Wettbewerb in
einer modernen Gesellschaft mit
sozialistischer Orientierung muß
auf einen solidarischen Konsens
gegründet sein: gleiche Wettbe-
werbschancen für alle sowie juri-
stische und fiskalische Sicherung
der Wettbewerbsfairneß. Der
Wettbewerb muß um die Art und
Weise des. Produzierens, um, Pro-
dukt- und Technolögieitinövatiö-
nen, um die jeweils am besten
geeignete Eigentumsförmlund'*um
Märkte, nicht aber um die soziale
Existenz des einzelnen geführt
werden.

Der ökonomische' Wettbewerb
erfordert flexible Kooperations-
strukturen innerhalb der Kombi-
nate und zwischen den Betrieben
und Kombinaten. Dazu sind u. a.
die Betriebsgrößen, die Breite der
Produktionssortimente und die
Kombinatsstrukturen auf einem
für den Wettbewerb optimalen
Niveau zu reorganisieren.

6. Der Erfolg der Wirtschafts-
reform hat die ökonomische Selb-
ständigkeit und Eigenverantwor-
tung der Betriebe und Kombinate
für ihren Reproduktionsprozeß
zur Voraussetzung. Dies gilt für
Industrie, Landwirtschaft, Handel
und Handwerk gleichermaßen.

Entscheidungen sind sowenig
wie nötig zentral und soviel wie
möglich auf der Ebene der un-
mittelbaren Produktio'n zu fällen.
Davon ausgehend sind die Regel-
und Steuermechanismen zur Ko-
ordinierung einer modernen und
komplexen Wirtschaft zu bestim-
men. Die weitgehende Selbst-
regulation der Wirtschaft muß
durch die Marktmechanismen und
den Plan erfolgen. Dabei ist die
Geltung von Marktverhältnissen
zu differenzieren für den Kon-
summarkt, den Investitionsgüter-
markt, den Geldmarkt und den
Arbeitskräftemarkt. Die Geltungs-
bereiche sind durch ordnungspoli-

tische Rahmenbedingungen recht-
lich abzusichern.

In dem Maße wie bisher zentral
gesteuerte Beziehungen abgebaut
werden, müssen horizontale Ko-
operations-, Kommunikations-
und Informationsbeziehungen
zwischen den Wirtschaftseinhei-
ten sowie zwischen ihnen und der
Regierung neu aufgebaut werden.
Es ist schrittweise ein gestaffeltes,
überwiegend orientierendes, nicht
hierarchisches Planungssystem zu
schaffen. Planung bedeutet dann
v. a. die planmäßige Bestimmung
von gemeinsamen Produktions-
zielen in deif Wirtschaftseinhei-
ten, den Kommunen und der Ge-
sellschaft und nicht die Organi-
sierung der Erfüllung zentral vor-
ausgesetzter Ziele. Sie schließt für
strukturentscheidende Entwick-
lungen Zielprogramme ein. Die
notwendige zentrale Steuerung
der Wirtschaft erfolgt vor allem
durch Geld-, Kredit- und Finanz-
politik sowie durch Staatsauf-
träge.

Ein solches System der Koordi-
nierung der Wirtschaft hat auf
allen Ebenen die politische Demo-
kratie zur unabdingbaren Voraus-
setzung.
7. Die Wirtschaftsreform muß die
Integration der DDR in die Welt-
wirtschaft sichern. Der Versuch,
sich dem zu entziehen, ist geschei-
tert. Eine solche Integration
bringt ̂  einschneidende Verände-
rungen in unserer Produktions-
und Verkehrsstruktur, die Koope-
ration insbesondere mit den ost-
und westeuropäischen Ländern,
die Anpassung innerer Organisa-
tionsstrukturen an den internatio-
nalen Waren-, Geld-, Kapital- und
Arbeitskräfteverkehr und erfor-
dert entsprechende Rechtsordnun-
gen. Unsere Preis- und Einkom-
mensstrukturen müssen schritt-
weise der internationalen Ent-
wicklung angenähert werden.

Der Erhalt bzw. die Ausbildung
einer eigenständigen Position bei
dieser Integration insbesondere
gegen die unvermeidbaren Ver-
suche des Kapitals, sich die DDR
als „Billiglohnland" zu unterwer-
fen, verlangt starke soziale Ge-
genkräfte in den Betrieben und
eine unseren Grundwerten ver-
pflichtete Regierungspolitik.
8. Die Wirtschaftsreform birgt
die Gefahr der Verselbständi-
gung der ökonomischen Rentabi-
lität gegen die kulturellen und
sozialen Interessen der Menschen
und gegen die natürliche Umwelt.
Deshalb sind Gewerkschaften
bzw. Betriebsräte sowie öko-
logisch orientierte Interessehver-
bände und Verbraucherorganisa-
tionen herausgefordert, sich als
einflußreiche gesellschaftliche
Kräfte zu entwickeln, die über
beruf liehe Interessen hinaus -die
gesellschaftlichen Interessen der
Werktätigen wahrnehmen. Es
könnten gesellschaftliche Räte der
Werktätigen in den Betrieben,
öffentliche „Aufsichtsräte" oder
Wirtschafts- und Sozialräte unter
Beteiligung'der'Kommunen Und
der1 Völksvertretungen gebildet
unef Techtlich eingeordnet wer-
den, die die Strategien insbeson-
dere von Großbetrieben kontrol-
lieren.

Die Wirtschaftsreform verlangt
den Aufbau neuer sozialer Netze,
um die bevorstehenden Wand-
lungsprozesse sozial abzusichern.
Dazu gehören v. a. Maßnah-
men zur Weiterbildung, zur
Umschulung, zur Verhinderung
von Arbeitslosigkeit u. a. Das
Sozialleistungssystem muß refor-
miert werden, so* daß es die Ent-
wicklung von subjektiver Lei-
stungsfähigkeit und von Wohl-
befinden fördert sowie Sicherheit
im Alter bietet.
9. Alle diese Grundprämissen gel-
ten auch für die Landwirtschaft.
Auf der Grundlage des genossen-
schaftlichen und staatlichen Ei-
gentums ist die Eigenverantwor-
tung der landwirtschaftlichen Be-
triebe für die ökonomische, so-
ziale und ökologische Entwicklung
entschieden zu erhöhen. Die Pro-
duktionskette Vorleistungsbereich,
Primärproduktion, Verwertung,
Transport, Lagerung und Ver-
marktung ist im Interesse verlust-
armer, zuverlässiger und gesun-
der Ernährung der Bevölkerung
und der Versorgung der Volks-
wirtschaft mit Rohstoffen durch-
gehend zu gestalten. Die Dörfer
sind zu kommunalen Formen
eines selbstbestimmten, gemein-
schaftlichen, sozialen und kultu-
rellen Lebens der Bauernschaft
zu entwickeln.

V. Für einen Beitrag zur
Entmilitarisierung und
Demokratisierung der internationalen
Beziehungen
1. Das bisher in der DDR ver-
folgte bürokratisch-dirigistische
Gesellschaftsmodell ist nicht nur
innenpolitisch gescheitert. Es hat
das internationale Ansehen, die
innere Friedensfähigkeit und die
außenpolitische Handlungsfrei-
heit der DDR beschädigt. Es war
auf die Gestaltung der DDR als
geschlossene Gesellschaft und wirt-
schaftliche Autarkie gerichtet und
brachte praktisch eine entspan-
nungsunverträgliche Festungs-
mentalität hervor. Die Folge war
insbesondere eine immer ernstere
Belastung des strategischen Bünd-
nisses mit der Sowjetunion. Die
Kooperationsfähigkeit der DDR
blieb auf allen Gebieten hinter
den dringenden Erfordernissen
einer exlstentiell gefährdeten und
interdependenten Welt zurück.
Die globalen sicherheitspoliti-
schen, ökonomischen, sozialen und
ökologischen Bedrohungen ver-
langen gebieterisch eine grundle-
gende Reformierung unseres Ent-
wicklungsweges.

2. Die Außenpolitik der DDR be-
darf einer breiten innenpoliti-
schen Legitimation. Wesentlich
dafür sind solche Bedingungen,
die es dem einzelnen ermögli-
chen, die strategischen Entwick-
lungsrichtungen des Landes mit-

zubestimmen, seine Ideen, Vor-
stellungen einzubringen in diesen
Gestaltungsprozeß. Wir wollen
eine Gesellschaft, die durch ih-
ren demokratischen und humani-
stischen Charakter, die Gewährlei-
stung der Menschenrechte und In-
dividualitätsentwicklung, durch
konkurrenzfähige und solidarisch,
ökologisch orientierte Wirtschafts-
entwicklung fähig ist, sich inten-
siver und umfassender Koopera-
tion zu öffnen, ohne die eigene
politische, soziale und kulturelle
Identität zu verlieren. Wir wer-
den auf einen entsprechenden ge-
sellschaftlichen Konsens in diesen
Fragen hinwirken.

3. Die Existenz- und Entwick-
lungsbedingungen der Menschheit
und jedes Staates haben globales
Ausmaß angenommen. Das gilt
für die Gewährleistung des Frie-
dens und der Sicherheit, den Er-
halt der Natur, die Bewahrung
einer gemeinsamen Entwicklungs-
perspektive sowie die Beherr-
schung der modernen Wissen-
schaften und Techniken.

Die reale politische, ökonomi-
sche, ökologische, wissenschaft-
lich-technische, kulturelle und hu-
manitäre Zusammenarbeit der

IV. Für eine effektive, sozial und
ökologisch orientierte Wirtschaft

(Fortsetzung auf Seite 4)

1. Mit der politbürokratischen
Befehls- und Verteilungswirt-
schaft, mit der administrativen
Unterordnung der Wirtschaftsein-
heiten unter zentrale Staatsappa-
rate ist es nicht gelungen, die sich
verändernden Bedürfnisse unse-
rer Bevölkerung zu befriedigen,
die Volkswirtschaft auf einen in-
novativen, intensiv erweiter-
ten Reproduktionstyp umzustel-
len und einen ökonomischen Bei-
trag zur Lösung der globalen
Probleme zu leisten. Dieser Wirt-
schaftstyp muß schrittweise besei-
tigt werden. Er kann den moder-
nen Herausforderungen nicht ge-
recht werden und ist — nicht nur
in unserem Lande — zu einer Ge-
fahr für die sozial und ökologisch-
progressive Entwicklung gewor-
den.

Die notwendige radikale Wirt-
schaftsreform ist eine entschei-
dende Bedingung für die humani-
stische, demokratische und öko-
logische Reorganisation unserer
Gesellschaft. Zugleich muß sie in
die politischen und sozial-kultu-
rellen Reformen eingeordnet sein
und darf nicht auf ökonomistisch
verkürztes „Wachstum" reduziert
werden.

Von dem Erfolg der Wirt-
schaftsreform hängt es in be-
deutendem Maße ab, ob es uns
gelingt, einen „Ausverkauf" der
DDR zu verhindern und einen
sozialistisch geprägten Entwick-
lungsweg in die Schaffung des
europäischen Hauses einzubrin-
gen.
2. Die Wirtschartsreform hat die
Umgestaltung der ökonomischen,
sozialen, politischen und kultu-
rellen Grundlagen unseres Wirt-
schaftens in d.eji Betrieben, Kom-
binaten* Genassenschslten». Ter-
ritorien und auf gesamtgesell-
schafitlicher .Ebene jsum, Inhalt.

Sie zielt auf:
— Herstellung der Innovations-

und Entwicklungsfähigkeit unse-
rer Gesellschaft;

— ökonomische Effizienz und
am Maßstab unserer Grundwer-
te gemessene gesellschaftliche
Effektivität;

— die Integration der DDR in
die internationalen Prozesse der
wissenschaftlich-technischen Re-
volution und die Mitwirkung an
ihrer sozial progressiven und öko-
logiegerechten Gestaltung;

— die Herausbildung neuer Ar-
beits- und Lebensweisen, die
allen Bürgern eine sichere Zu-
kunft und eine selihstbestirnmte
individuelle Entwicklung ermög-
lichen.

Es geht darum, ein innovations-
und lernfähiges Wirtschaftssystem
zu schaffen, das sich fortwährend
selbst erneuert, flexibel reagie-
ren kann und das eigenständig
nutzbare Entwicklungsmöglich-
keiten für alle sichert.
3. Die Nutzung des kreativen Po-
tentials unserer Menschen ist die
wichtigste Quelle, um die DDR
aus der Krise herauszuführen
und ihr zu einer neuen Identität
zu verhelfen. Deshalb ist es un-
verzichtbar, in allen Bereichen
das Interesse der Werktätigen an
ihrer Arbeit, die Herausforde-
rung ihres Engagements, ihres
Bildungsniveaus, ja ihrer ganzen
Persönlichkeit zu entwickeln. Nur
so kann eine solche Bindung der
Individuen an die Gesellschaft
entstehen, bei der sie diese Ge-
sellschaft auch als die ihre emp-
finden und gestalten.

Wesentlich dafür sind: eine
Arbeitsorganisation, die konti-
nuierliches Arbeiten ermöglicht;
Abbau von körperlich schwerer,
gesundheitsschädigender und gei-
stig monotoner Arbeit; Arbeits-
prozesse mit einem reichen An-
forderungsspektrum an die Ar-
beitenden; die Herstellung von
Kollektivität in der Arbeit; weit-
gehende Selbstbestimmung der
Kollektive über die Organisation
und die Bedingungen ihrer Ar-
beit; die Übergabe von Fonds in
die Hände der Arbeitskollektive
und, wo möglich, den Bedürfnis-
sen angepaßte Arbeitszeitrege-
lungen. Nur aufi diesem Wege
können ein reiches Bedürfnis-
spektrum und hohe Anforderun-
gen an die eigene Tätigkeit ent-
wickelt werden. Für all das ist die
konstruktive Zusammenarbeit
von Wissenschaftlern, Ingenieu-
ren und Arbeitern notwendig.
Der soziale Status hochqualifi-
zierter Arbeit ist grundsätzlich zu
erhöhen.

4. Die zur Stagnation führende
Anonymität des Eigentums muß
überwunden werden. Eigentum,
wirkliche Aneignung durch die
eigene Tätigkeit, ist eine Voraus-
setzung für wirksame ökonomi-
sche Interessen, für selbstmoti-
viertes Handeln. Die Wirtschafts-
reform verlangt daher die Neu-
gestaltung der rechtlichen Orga-
nisationsformen des Staatseigen-
tums, seine Umwandlung in
wirkliches Volkseigentum. _Auf
allen Ebenen müssen die Produ-
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Staaten bleibt jedoch noch immer
weit hinter den Erfordernissen
einer existentiell gefährdeten
Welt zurück. Wir wollen keine
Wahl, ob die Existenz der Mensch-
heit durch den atomaren Winter
oder den Wärmetod der Erde,
durch die Unterentwicklung oder
die Fehlentwicklung der Weg-
werfgesellschaft, den Ost-West-
oder Nord-Süd-Konflikt beendet
wird. Wir werden uns dafür ein-
setzen, daß die Erneuerung der
DDR darauf gerichtet wird, einen
wirksamen Beitrag zur Lösung
der globalen Menschheitsfragen
und zur umfassenden internatio-
nalen Zusammenarbeit zu leisten.
Wir treten für radikale Abrü-
stung, die friedliche Beilegung
internationaler Konflikte, umfas-
sende Anstrengungen zur Bewah-
rung der Natur und für eine ge-
rechte Weltwirtschaft ein. Wir
fühlen uns dem Gedanken, des In-
ternationalismus und der Solida-
rität mit allen fortschrittlichen
Kräften verbunden.

Fast 80 Prozent der Menschheit
Leben heute in den Entwicklungs-
ländern. Dem Kampf ihrer Völker
gegen neokoloniale Ausplünde-
rung, gegen ihre Umklammerung
durch die transnationalen Kon-
zerne und für die Durichbrechung
des Mechanismus der Unterenit-
wicklung gehört unsere volle Un-
terstützung. Das wird die weitere
Entwicklung unserer gesamten
Strategie stark zu prägen haben.

4. Im Herzen Europas gelegen,
muß die DDR auf einen prinzi-
piellen Wandel der europäischen
Staatenbeziehungen hinwirken,
der zur Enifrnilitarisierung und
Demokratisierung, zur vielfältigen.
Einheit und zu gemeinsamem
Fortschritt eines kooperativen
Europas führen würde, das einen
wesentlichen Beitrag zu einer so-
lidarischen und überlebensfähd-
gen Welt leisten kaim Die DDR
muß zu einem produktiven Fak-
tor beim Aufbau neuer block-
übergreifender Strukturen und
einer Friedensordnung in Europa
werden. Dazu ist die Öffnung un-
seres Landes nach West und Ost
erforderlich, die Vernetzung der
europäischen Gesellschaften för-
dert. Auf Grund ihrer geostrate-
gischen Lage hat die DDR einen
besonderen Beitrag zur Herausbil-
dung kooperativer Sicherheits-'
Strukturen zwischen NATO und
Warschauer Vertrag zu leisten.
Die DDR sollte eine Einbezie-
hung in die westeuropäische In-
tegration als souveräner Partner
anstreben und zugleich aktiv die
Revitalisierung der sozialisti-
schen ökonomischen Zusammen-
arbeit betreiben und so als Mitt-
ler für das Entstehen eines ge-
samteuropäischen Wintschafts-
raumes wirken. Es muß das In-
teresse der DDR sein, daß der in
Helsinki 1975 vereinbarte KSZE-
Prozeß in eine solche Richtung
geführt und institutionalisiert
wird. Wir schlagen daher die
Ausarbeitung von Vorstellungen
der DDR füî  eine europäische
Sicherheitsgemeinschaft,^ -.:,:eine
europäische^ Rechtsordnung, eine
europäische ökologische Ordnung
sowie einen europäischen Techno-
logieverbund vor.

5. Das Bündnis mit der Sowjet-
union ist die außenpolitische
Existenzfrage für die DDR. Mit
der Perestroika in der UdSSR
und der Anstrengung für einen
demokratischen Sozialismus in
der DDR eröffnet sich für das
Verhältnis zwischen beiden Staa-
ten die Möglichkeit einer Sicher-
heits- und Wertegemeinschaft
auf neuer und gleichberechtigter
Grundlage. Wirtschaftliche Ver-

flechtung, umfassende politische
Kooperation, intensive kulturelle
und humanitäre Beziehungen mit
der Sowjetunion sind für die
DDR von vitaler Bedeutung.

Unsere östlichen Nachbarn sind
für die DDR wichtige Verbündete
und Partner. Gegenseitiges Ver-
trauen, Respektierung der Inter-
essen und volle Öffnung für den
gesellschaftlichen Austausch sind
notwendige Bedingungen für die
zukünftige Zusammenarbeit. Wir
treten für die Politisierung und
Demokratisierung des War-
schauer Vertrages ein, um dieses
Bündnis zu einem vollwertigen
Element gesamteuropäischer -Si-
cherheitsstrukturen zu entwik-
keln.

6. Unsere Partei erachtet es als
dringlich, die Beziehungen der
DDR zur BRD auf zeitgemäße
Grundlagen zu stellen. Die Aus-
richtung auf eine kooperative
Koexistenzpolitik, eine Verant-
wortungsgemeinschaft beider
deutscher Staaten, das dichte Ge-
flecht vertraglicher Beziehungen
sowie die Erfahrungen im Um-
gang miteinander und die Be-
rücksichtigung der Interessen
von Drittstaaten bieten dafür
günstige Ausgangspositionen.
Zugleich hält es unsere Partei für
notwendig, überholte theoretische
und politische Auffassungen zu
korrigieren.

Wir bekunden unseren demo-
kratischen Respekt vor allen
Bürgern, die sich mit der deut-
schen Nation identifizieren. Wir
wenden uns dagegen, daß jede
Äußerung des Gefühls der natio-
nalen Zusammengehörigkeit von
vornherein als „revanchistisch"
ausgegrenzt, wird. Eine solche
Ausgrenzung würde den nationa-
listischen, revanchistischen und
chauvinistischen Mißbrauch na-
tionaler Gefühle fördern. Die na-
tionale Identifikation fällt jedoch
nicht zwangsläufig mit dem
Wunsch zusammen, aus den bei-
den existierenden deutschen
Staaten einen neuen deutschen
Gesamtstaat zu bilden.

Wir gehen von der Existenz
einer deutschen Frage als euro-
päisches Problem und dem Vor-
handensein tiefverwurzelter na-
tionaler Gemeinsamkeiten zwi-
schen den Deutschen beider Staa-
ten aus.

Die notwendige Annäherung
beider deutscher Staaten zu einer
Vertragsgemeinschaft und wei-
tergehendem Zusammenschluß
muß daher auf die Annäherung
und den Zusammenschluß aller
europäischen Staaten gerichtet
sein. Deshalb orientiert unsere
Partei auf eine qualifizierte Part-
nerschaft beider deutscher Staa-
ten für Europa als gemeinsamen
Beitrag für die künftige Ar-
chitektur unseres europäischen
Hauses. Hingegen wenden wir
uns gegen alle Versuche, die
deutsche Frage deutsch-national
zu lösen, gegen alle Modelle
deutscher Einheit, die nicht auf
Vereinigung,J Dernökiatisierung
und Entmilitarisierung Europas
oder gar gegen die Völker Ost-
europas gerichtet sind. Wir set-
zen uns. für die unbedingte Re-
spektierung der europäischen
Grenzen ein, wie sie im Gefolge
des von Deutschland begonnenen
zweiten Weltkrieges entstanden
sind, insbesondere für die Re-
spektierung der polnischen West-
grenze.

Die europäischen Völker haben
die deutsche Frage in Form von
zwei Weltkriegen und des Fa-
schismus erlebt. Sie haben das
Recht, wir haben die Pflicht, das
nicht zu vergessen.

1. Wir wollen eine neue Partei
sein. Dazu müssen wir neue
Strukturen schaffen, denn die
stalinistischen Befehlsstrukturen
haben uns alle zu Mitschuldigen
gemacht. Wir müssen uns vom
alten Denken befreien. Das geht
aber nur in einem Lernprozeß,
der von uns wahrhaftig, tolerant
und kulturvoll gestaltet werden
muß.

Diese neue Partei gewinnt ihre
Einheit aus dem Wettstreit der
Ideen aller ihrer Mitglieder, aus
deren Plattformen und innerpar-
teilichen Strömungen. Unsere Ein-
heit wird nicht durch Geschlos-
senheit, sondern durch Offenheit
gegenüber allen sozialistischen
Standpunkten gewonnen. Wir
wollen von anderen demokrati-
schen Bewegungen lernen.

Beschlüsse führen zu organisier-
tem und einheitlichem Handeln.
Minderheiten Haben das Recht,
ihren Standpunkt weiter zu quali-
fizieren, zu vertreten und erneut
zur Entscheidung zu stellen.

2. Diese moderne sozialistische
Partei versteht die fortlaufende
Arbeit an ihren programmati-
schen Orientierungen und an
ihren strategischen Vorstellungen
als eine wesentliche Grundlage
ihrer politischen Tätigkeit. Davon
ausgehend wirken die Mitglieder
der Partei gleichberechtigt neben
und mit denen anderer politischer
Kräfte für eine demokratisch-so-
zialistische Gestaltung unseres
Lebens.

3. Diese moderne sozialistische
Partei wird basisdemokratische
Strukturen bilden, die sichern,
daß sie eine Partei ihrer Mitglie-
der ist. Sie muß bescheidener in
ihren Ansprüchen sein und mit
einem wesentlich geringeren Zeit-
aufwand politische Arbeit leisten.
Ohne berufliche Ausübung von
Politik kann eine moderne Partei
nicht existieren. Der Apparat er-
hält keinerlei politische Machtbe-
fugnis. Er ist daher klein und
übersichtlich zu gestalten.

' Basisdemokratie erfordert ein
Statut, das schöpferische und kri-
tische Aktivität jedes Parteimit-
glieds fördert und die innerpar-
teiliche Diskussion effektiv er-
möglicht, statt Grundlage von
Parteidisziplinierung zu sein.

4. Diese moderne sozialistische
Partei steht in den Traditionen
der deutschen und internationa-
len Arbeiterbewegung. Sie ver-
steht sich als Teil der internatio-
nalen linken Bewegungen, insbe-
sondere der europäischen Linken.
Sie bekennt sich zu den Tradi-
tionen von Marx, Engels und
Lenin, der demokratischen, kom-
munistischen, sozialdemokrati-
schen, sozialistischen und pazifi-
stischen Bewegungen. Sie nimmt
diese Traditionen kritisch in sich
auf und wendet sich konsequent
den veränderten ProblemLa.gen
der Gegenwart und Zukunft zu.

Sie ist sich vieler Berührungen
zu christlichen und anderen reli-
giös begründeten humanistischen
Standpunkten bewußt.
5. Diese moderne sozialistische
Partei bildet ausgehend von den
realen Interessen der Bürgerin-
nen und Bürger praktische Stra-
tegien auf der Grundlage theore-
tischer Konzeptionen. Jede politi-
sche und ideologische Bewertung
und Einschränkung von Wissen-
schaft ist ihr fremd. In einer mo-
dernen; stark wissenschafts-
bestimmten Welt wendet sie sich
dem breiten Spektrum wissen-
schafüicher Einsichten zu und
strebt nach einem engen Verhält-
nis zu Wissenschaftlern und
Künstlern. ,

6. Diese moderne sozialistische
Partei konstituiert sich nach dem
Regionalprinzip',, um ihre Vertre-
ter den Wählern zu präsentieren.
Sie will aber der Verflechtung des
Lebensalltags mit politischen Fra-
gen auch in der Arbeitswelt nicht
ausweichen. Ihre Mitglieder wer-
den dort für die Interessen der
Werktätigen streiten. Formen und
Möglichkeiten dafür müssen, in
einem Betriebsverfassungsgesetz
geregelt werden.

Das hier umrissene neue Selbst-
verständnis unserer Partei verlangt
einen intensiven längeren Prozeß der
Aneignung ihrer Programmatik durch
alle Parteimitglieder und die. Über-
windung stalinistisch geprägter
Denk- und Verhaltensweisen. Es muß
sich im gemeinsamen Handeln der
Genossinnen und. Genossen für die
Interessen unseres Volkes verwirk-
lichen.

der radikalen Erneuerung letztlich
die Basis.

Gabi Zimmer: Die ist vorhan-
den, wenn auch differenziert. In
der vergangenen Wpche erklärten
in zahlreichen Gesprächen Werk-
tätige — Parteilose und Genos-
sen —, daß sie, um irgendwelche
politischen Forderungen durchzu-
setzen, gegenwärtig einen Gene-
ralstreik ablehnen. Auf dieser Be-
reitschaft gilt es aufzubauen — im
Wissen, daß wir nur durch harte
Arbeit aller in der Lage sind, die
Dinge zu ordnen, der Regierung
das entsprechende Hinterland zu
geben.

ND: Noch einmal zurück zur For-
derung „Partei 'raus aus dem Be-
trieb". Was bedeutet das persönlich
für dich als Parteisekretär?

Gabi Zimmer; Es gab eine Ent-
scheidung des Generaldirektors.

Sie besagte, daß keine Funktio-
näre, die — egal in welchem Be-
reich — im oder außerhalb des
Werkes tätig waren, im Betrieb
eine Arbeit außerhalb der ma-
teriellen Produktion bekommen.
Ich bin. Sprachmittlerin für rus-
sisch und französisch. Das hätte
praktisch bedeutet, als Ungelernte
eingesetzt zu werden. Davor
würde ich mich nicht scheuen.
Aber ich meine, wir sollten je-
den entsprechend seinen Fähig-
keiten und der Bereitschaft im
gegenwärtigen Prozeß mitzuwir-
ken, einsetzen. Übrigens hat Ge-
neraldirektor Sigmar Müller jetzt
in einem persönlichen Gespräch
zugesichert, entsprechend Ausbil-1

düng, Erfahrungen und Kennt-
nissen über den Einsatz der be-
troffenen Genossen konkret zu
befinden.

Für ND fragte
Arno O b e r l ä n d e r

Zu den Mitgliedern des neuge-
wählten Parteivorstandes gehört
auch Jürgen Recla aus dem Kom-
binat Umformtechnik Erfurt. Er
war 27 Jahre als DreischichtarBei-
ter in diesem traditionsreichen
Erfurter Werkzeugmaschinenbe-
trieb tätig und ist seit fünf Jah-
ren Sekretär einer Grundorgani-
sation. Auf die Frage, mit wel-
chen Gefühlen er das Mandat der
Erfurter Bezirksparteiorganisa-
tion übernommen habe, antwor-
tete der 50jährige: „Ich habe
mich in einer unwahrscheinlich
komplizierten Zeit diesen -Anfor-
derungen gestellt. Und ich werde
mir in meiner Arbeit im Betrieb
sicher noch manche Beule holen.
Ich werde jedoch meine ganze
Kraft für die Sache des Sozialis-
mus einsetzen und wirklich alles
tun, damit es in unserem Lande
wieder vorwärts geht. Nur durch
die angestrengte Arbeit aller Ge-
nossen können wir erreichen, daß
die Menschen Vertrauen zu unse-
rer Partei finden." -i

Jürgen Recla gehörte auch als
„Hauptamtlicher" nicht zu denen,
die sich tagsüber am Schreibtisch
festhielten. Er kennt die Praxis.
160 bis 170 Stunden hat er Jahr
für Jahr am Bohrwerk gestan-
den, um mitzuhelfen, Engpässe in
der Produktion zu überwinden.
Wie sieht er seine künftige Par-
teiarbeit? „Zur Ehrlichkeit, zur
Vertrauensfindüng gehören die
Einheit ,yon V|fpr.t und Tat. Ich
werde ab Januar wieder meinen

Arbeitsplatz In der materiellen
Produktion haben. So werde ich
auch als Mitglied der Parteifüh-
rung immer den besten Kontakt
zu den werktätigen Menschen ha-
ben und gut über ihre Vorstel-
lungen"" und Sorgen informiert
sein. Parteiarbeit ist ehrenamt-
liche Arbeit. Wir sprechen
derzeit darüber, wie wir unsere
Kräfte auch in den Wohngebieten
formieren können. An die Seite
der dort tätigen, meist älteren
und erfahrenen Genossen müssen
nun verstärkt junge Parteimit-
glieder treten. Es kommt darauf
an, feinfühlig mit allen Genossen
zu sprechen, damit wir diesen
Prozeß der Neuordnung gut und
rasch vollziehen können."

Angesprochen auf die Fortset-
zung des außerordentlichen Par-
teitages am Wochenende, erklärte
Jürgen Recla: „Ich werde die
kurze Zeit, die mir verbleibt, nut-
zen, um mit möglichst vielen Ge-
nossen über den Entwurf des
Statuts und den Diskussions-
standpunkt für alternativen So-
zialismus zu sprechen. Denn ich
möchte möglichst viele Vor-
schläge in die Diskussion einbrin-
gen. Vom Parteitag erwarte ich
eine schonungslose Abrechnung
mit der Vergangenheit, damit wir
gestärkt nach vorn blicken und
an die Lösung der vor uns ste-
henden. Aufgaben konzentriert
herangehen können."

Klaus B l i e d t n e r

Mein lieber Peter!
Gestern hast Du mir von Dei-

nem Entschluß berichtet, in die-
sen stürmischen und gefährlichen
Tagen der Partei beizutreten. Da
ich Deine Festigkeit kenne, hat
mich das kaum verwundert.

Indes — ich erinnere mich an
Gespräche mit Dir noch kurz vor
der Wende, aus denen heraus-
klang, daß Dich unter den frü-
heren Umständen keine zehn
Pferde zu dieser Entscheidung
hätten bringen können. Vieles er-
regte in der Zeit der Flaute, die
dem Orkan vorausging, zu Recht
Deinen Widerspruch und Protest:
die dumpfe Enge, die dümmliche
Bevormundung, die polizeistaatli-
che Überwachung, der Mangel an
•Möglichkeiten, sich wirklich zu
beweisen. Wie andere junge Leute
sehntest Du Dich nach Bewäh-
rungssituationen, wolltest Du
kämpfen, auf den Prüfstand ge-
stellt werden, Freund und Feind
klar voneinander unterscheiden
können. Und dabei hattest Du das
untrügliche Gefühl, daß manche,
die Dir wortreich vom Sozialis-
mus sprachen, in Wahrheit gar
nicht Deine Freunde waren. Die
Stagnation erstickte auch Deine
Träume und Wünsche. Jetzt fühlst
Du Dich endlich frei, für die Sa-
che zu streiten, die Dir weit mehr
bedeutet als diese oder jene Füh-
rungs-Person.

Beiläufig hast Du mir erzählt,
wer sich bereit erklärte, die Bürg-
schaft für Dich zu übernehmen:
Lucie Hess, die — 1944 von den
Faschisten als Mitglied der Wi-
derstandsgruppe Saefkow-Jacob-
Bästleih abgeurteilt — die Haft
überstand, und der Historiker
Walter Schmidt, dessen Vater die
Nazis wegen, seiner kommunisti-
schen Gesinnung im Zuchthaus
hinrichteten. Die Tatsache, daß
zwei so gestandene Antifaschi-
sten für Dich — den 20jährigen
Facharbeiter — jetzt ihre Hand ins
Feuer legen, scheint mir gerade
angesichts verbreiteter Aufassun-
gen, der politisch-soziale Konflikt
in der DDR sei vor allem das
Aufeinanderprallen verschiedener
Generationen, von Bedeutung zu
sein. Denn unverkennbar reicht
das Spektrum derer, die sich ge-
gen den Niedergang und Zerfall
der Linken in unserem Lande
stemmen und deshalb zur For-
mierung einer von Grund auf er-
neuerten demokratisch-sozialisti-
schen Partei bekennen, von 18
bis 80.

Dein Eintritt in unsere Reihen
fällt zeitlich mit dem außer-
ordentlichen Parteitag zusam-
men. Doch nicht „zu Ehren" die-
ses einschneidenden Ereignisses
in, der Geschichte unserer Bewe-
gung hast Du Dich für die Partei
entschieden. Den Beratungen in

der Dynamo-Sporthalle ging kei-
ne bombastische Großwerbeaktion
wie in vergangenen Zeiten vor-
aus, als die auf Quantität zie-
lende „Tonnen-Ideologie" nicht
einmal vor der Partei haltmach-
te, was uns — neben vielen wert-
vollen Mitstreitern — leider auch
einigen Schwemmsand einbrach-
te. Pflegte die zentrale Statistik
früher die aus Anlaß von Partei-
tagen aufgenommenen neuen Ge-
nossen in der Größenordnung von
100 000 „abzurechnen", so mögen
es heute vielleicht einige hundert
sein, die mitten im Trommelfeuer
von massiver und berechtigter
Kritik, von scharfer Hetze und
sogar physischer Bedrohung zur
Partei stoßen, '

Wer jetzt, da die Partei aus
dem durch stalinistische „Spin-
deln" bewirkten Dornröschen-
schlaf jahrelanger Erstarrung
endlich aufgewacht ist, neu als
Genosse bezeichnet werden will,
entschließt sich in schwerer, aber
guter Zeit,

In guter Stunde, weil nicht län-
ger Iippembekenntnisse und fla-
che Ergebenheitsadressen in Mode
sind, sondern das persönliche
Einstehen eines jeden einzelnen
gefragt ist. Er karan an einem er-
regenden und radikalen Neube-
ginn teilnehmen, der die einzige

Vor 55 Jahren, als sich plötzlich
die Zahl der Orden in der Sowjet-
union auf Anweisung von Stalin
erhöhte, schrieb Anna Seghers
eine wunderschöne Geschichte von
einem Land, in dem jedem Kind
nach der Geburt Brust und Rük-
ken mit Orden bedeckt wurden,

Aus der Vielzahl der täglich
eintreffenden Leserbriefe können
wir leider nur wenige veröffent-
lichen, und das meist auch ge-
kürzt. Wir bitten um Verständnis.

und mit jeder Leistung durfte der
Mensch einen Orden ablegen.

Stets muß ich daran denken,
daß die Krupskaja Tränen des
Zorns vergoß, als Stalin den er-
sten Orden in der- Sowjetunion
einführte, das Mausoleum Lenins
öffnen und diesen Orden auf der
Jacke des Verstorbenen anheften
ließ.

(Da ich schon vor der >, Wende"
meine Orden an einen Ordens-
sammler — bis auf den Karl-Marx-
Orden, den der Staat nach mei-
nem Tode sowieso zurückerhält
und den ich um seines Namens
willen gern behalte — verschenkt
habe, kann ich keine Orden zu-
rückgeben.);

Können wir nicht endlich die i
Orden, die der Kapitalismus von
der Feudalgesellschaft übernom-
men hatte, in unserer sozialisti-
schen Gesellschaft abschaffen? Es
gibt wahrlich reichlich fortschritt-
liche Errungenschaften im Kapi-
talismus, die wir übernehmen kön-
nen. Warum sollen wir ausgerech-
net die veraltete feudale Sitte, die
der Kapitalismus übernommen
hat, auch bei uns beibehalten?!

Jürgen K u c z y n s k i ,
Parkstraße 94,

Berlin, 1120

Eine neue sozialistische Partei
braucht auch einen neuen Na-
men! Für den unglaublichen
„Dreckhaufen", der mit dem Zu-
sammenbruch des stalinistischen
Parteiapparates der SED offenbar
wurde, ist vor allem die ehema-
lige SED-Führung verantwortlich.
Die Genossen der Basis, die sich
ehrlich für die Ideale des Sozia-
lismus eingesetzt haben, sind
schmählich verraten und betrogen
worden. Allerdings tragen auch
sie Mitschuld, da sie viel zu
lange den autoritären Führungs-
stil der Partei ertragen und auch
mitgetragen haben.

Es ist richtig, daß die Genossen
der Basis den Dreckhaufen weg-
schaffen müssen. Sie werden es
nur können, wenn sie sich dazu
in einer neuen modernen soziali-
stischen Partei zusammenschlie-
ßen. Diese neue Partei wird sich
völlig von der alten SED unter-
scheiden: Sie wird ein völlig an-

Unmittelbar nach der ersten
Etappe des außerordentlichen Par-
teitages der SED fragte ND Dele-
gierte nach Eindrücken, Meinungen
und den bevorstehenden Aufgaben.

Wir haben mit dem Auftakt
des Parteitages das wichtigste
Ziel erreicht, einen handlungs-
fähigen Vorstand zu wählen. Wir
haben uns zum Bruch mit der
alten, stalinistischen SED ent-
schlossen, dazu, die Partei neu'
zu formieren, mit neuem Pro-
gramm, neuem Statut und neuem
Namen — nicht aufzulösen und
neuzugründen. Das betrachte ich
als ganz wichtig. Die Diskussion
hat mir in vielen Teilen nicht ge-
fallen. Sie war streckenweise
flach. Wir müssen den Umgang
mit der neugewonnenen Demo-
kratie lernen, weil Demokratie
nicht heißt, zu reden um des Re-
dens willen.

Im Augenblick kämpfen wir
darum, als gleichberechtigte Par-
tei in dieser Gesellschaft zu be-
stehen, weil wir mit der gesam-
ten Wucht unserer Niederlage
konfrontiert werden. In großen
Teilen der Bevölkerung wird
deshalb unsere Existenzberechti-
gung abgelehnt, Der Streit muß
jetzt weitergehen. Ich wünsche
mir eine faire Auseinanderset-
zung mit allen zu unseren neuen
Zielen und unserem neuen Heran-
gehen.

Karsten K o 11 o w a,
Schichtsteiger,

VEB Zinnerz Altenberg

Den. ersten Teil des Parteitages
habe ich als den Versuch zu einer
Basisdemokratie empfunden.
Selbstverständlich sprachen die
Diskussionsredner für sich,
manchmal für ihr Kollektiv und
brachten demzufolge durchaus
nicht immer die in der Partei
vorherrschenden Ansichten zum
Ausdruck. Als bisher wichtigstes
Ergebnis sehe ich das beschlosse-
ne Dokument an, das am Montag
im ND veröffentlicht wurde. Ich
erwarte von den Beratungen im
zweiten Teil des Parteitages am
kommenden Wochenende, daß die
inhaltlichen Zielstellungen klarer
bestimmt werden. Das gilt zum
Beispiel für die Gesellschaft uru-
seres Landes, von der vor allem
gesagt wird, was sie nicht sein
soll: pseudosozialistisch oder von
Profitherrschaft geprägt

Bei allen notwendigen Bera-
tungen und Entscheidungen über
Weg und Ziel bleibt für jeden
von uns das wichtigste, so zu
arbeiten, daß unser Land erhalten
bleibt und die Ausigangsbeddngun-
gen für die Erneuerung nicht
schlechter werden. Hier muß sich
jedes Parteimitglied bewähren.
Als Bürgermeister fühle ich da
eine üjesondersT höhet ̂ Verantwor-
tung. Ich,sorge mich darum, daß
es mit dem Wohnungsbau wei-

Chance für das Überleben und die
Konsolidierung unserer Partei
und des Sozialismus in der DDR
ist.

In schwerer Stunde, weil die
Zerreißprobe, der wir ausgesetzt
sind, mit ernsten Risiken ver-
bunden ist Weil jeder, der jetzt
mit uns geht, vor allem Zivilcou-
rage beweisen und im Sinne be-
ster revolutionärer Traditionen
lernen muß, auch gegen den
Strom zu schwimmen. Denn an
die Stelle des für unumkehrbar
gehaltenen Machtmonopols unse-
rer Partei ist ein erbittertes Rint-
gen um politischen Einfluß getre-
ten. Auf dem Schüttelrost der
Geschichte müssen wir beweisen,
daß wir zum Weizen gehören.

Als mich die Reporterin einer
britischen Fernsehstatiön dieser
Tage fragte, ob ich angesichts des
entstandenen „Scherbenhaufens"
nicht Trauer empfände, verblüff-
te sie wohl meine Antwort: „Ja,
Trauer schon, aber auch sehr viel
Hoffnung." — „Doch — Ihre Partei
wird bei freien Wahlen wahr-
scheinlich verlieren?" hakte sie
nach. „Wir müssen uns den Berg
wieder hinaufkämpfen. Und das
wird viel Kraft kosten. Die mei-
sten derer, die bei uns geblieben
sind, haben davor keine Angst"

Lieber Peter!
In der Stunde der Mutigen bist

Du ZUT Partei gekommen. Tau-
send Bewährungssituationen
warten jetzt auf Dich. Ich wün-
sche Dir Glück. Es lohnt sich —
trotz alledem.

deres Statut haben, sie wird ein
neues Programm haben, und sie
wird nicht mehr, die gleichen
Mitglieder wie vorher haben (die
Mitglieder haben einen bitteren
Lernprozeß hinter sich!).

Volker S c h m i l i n s k y ,
Sacco-Vanzetti-Str. 22,

Birkenwerder. 1403

Wohin geht die SED? Eine Fra-
ge, die in diesen Tagen viele be-
wegt. Geht es doch nicht „nur"
um die Partei, sondern um das
Schicksal des Sozialismus in die-
sem Land. Das ND ist .denn
auch die richtige Tribüne für
Wortmeldungen zu diesem The-
ma. Zu viele schlechte Erfahrun-
gen haben wir mit der Verwei-
gerung der Öffentlichkeit in der
Vergangenheit gemacht.

Manche schrecken die Vorschlä-
ge, eine KPD zu schaffen und da-
mit die Ehrlichkeit der Partei

tergeht in unserer Stadt, daß
trotz aller Belastungen die Vor-
bereitungen für 1990 so gut wie
möglich getroffen werden. Das
steht im Mittelpunkt meiner Ar-
beit. Ich bin gegen jeden über-
eilten Schritt, bei dem über Aus-
wirkungen erst gesprochen wird,
wenn sie bereits eingetreten sind
(zum Beispiel 5-Tage-Schulwoche
und Lehrergehälter). Für die Par-
tei gilt aus meiner Sicht: Berei-
nigen unid arbeitsfähig machen —
ohne weiteren Zeitverzug!

Harald K a l i m e y e r ,
Bürgermeister,

LudwSgsfelde

Die erarbeiteten Dokumente
ermöglichen meiner Meinung
nach einen breiten Konsens aller
derjenigen, die sich von der un-
seligen Vergangenheit unserer
Partei lösen wollen, ohne sich
von einem modernen Sozialismus
abzuwenden. Die „lange Nacht"
hatte ihren Grund auch darin,
daß ein erheblicher Teil der An-
wesenden glaubte, der Gegensatz
von stalinistisch-disziplinierter
Abstimmungsmaschinerie sei
eine chaotische Basisdemokratie.
Das heißt, dieser Parteitag hat
zwar den ersten Schritt getan,
hingegen ist für jeden Genossen
die Lösung von den jahrelang
eingeimpften Denkmethoden ein
langer Prozeß. Ein Musterbeispiel
für neues Denken war das Refe-
rat von Genossen Gysi. Die Vor-
stellung eines Denkprozesses und
nicht fertiger Lösungen ist eins
neue Qualität. Also: keine Re-
zepte, sondern Streitbare Arbeit.

Ob wir die Chance für einen
Neubeginn in unserer Verantwor-
tung für das Überleben der DDE
nutzen, wird wesentlich von der
schnellen Lernfähigkeit unserer
Genossen abhängen, im Rahmen
der neuen innerparteilichen De-
mokratie zu tragfähigen Mehr-
heiten bei wesentlichen Ent-
scheidungen zu gelangen.

Dr.-Ing. Herbert L a p p e ,
Elektroniker,

VEB EAW-Elektronik Dresden

Wir müssen schnell und gründ-
lich darüber nachdenken und
entscheiden, welche Schritte er-
forderlich sind, um den Weg
wiederzufinden, auf dem die
Werktätigen erfolgreich vorwärts
gehen können.

Unsere gemeinsame Chance
besteht in der Herausbildung
eines völlig neuen Demokratie-
verständnisses im Sinne eines
kameradschaftlichen und ver-
trauensvollen , Zusammengehens
mit den,Parteien, Gruppen und
Initiativen, die einen Neubeginn
wollen und bereits dafür arbei-
ten. Dabei müssen die erforderli-
che Eigenständigkeit und die
Möglichkeiten, Verantwortung
wahrzunehmen, stets gewährlei-
stet sein.

Hermann S t r e i t ,
1. Sekretär der Kreisleitung

Berlin-Hohenschönhausen

Erneuertes Statut — Will die
Partei die Erneuerung „nor-
mieren"?
Gesprächspartner sind Auto-
ren und Koautoren von
Statutenentwürfen für eine
erneuerte Partei
Ort: Konsultations- und In-
formationszentrum der SED,
Berlin, Oberwasserstraße
(Nähe U-Bahnhof Spittel-
markt)
Zeit: 18.00 Uhr
Auch für Parteitagsdelegier-
te besteht damit eine gün-
stige Gelegenheit, zu einge-
hender Information und
Diskussion von Fragen des
Statutes.
Für telefonische Anfragen an
das Zentrum steht die neue
Sammelnummer 2 07 10 03
zur Verfügung. Die Telex-
anschlüsse bleiben unverän-
dert: 112 468,112 382,113 104
und 113 105.

wiederherzustellen, ab. Viele ver-
weisen auf die Einheit der Par-
tei, die nicht in Frage gestellt
werden darf. Doch, gibt es diese
Einheit noch? Hunderttausende,
die in letzter Zeit die SED verlie-
ßen und keineswegs alles Partei-
feinde sind, sprechen dagegen.
Ebenso tut das die Existenz neuer
demokratischer Bewegungen, vor
allem der SDP. Dafür sprechen
aber ebenso Hunderttausende, die
weiter für die SED kämpfen wol-
len und das auch tun.

Wohin also? Ich meine, daß
Aufrufe zur Neuformierung der
Partei nicht Spaltung, sondern Er-
neuerung heißen. Dazu will ich
mich auch persönlich bekennen.
Das entscheidende Wort zur ein-
gangs gestellten Frage soll und
muß der außerordentliche Partei-
tag sprechen. Eine öffentliche
Diskussion dazu wird hilfreich
sein — und notwendig ist sie wohl
auch.

Joachim W a u e r ,
Dr.-Otto-Nuschke-Str. 9,

Neustadt, 8355

ND: Bist du mit den Ergebnissen
der ersten Beratung des außer-
ordentlichen Parteitages zufrieden?

Gabi Zimmer: Wir sehen
einen Hoffnungsschimmer, um
überhaupt den Parteitag fort-
setzen und dann zu einem soli-
den Ergebnis kommen zu können:
Aber mehr war — bei realisti-
schem Herangehen und bedenkt
man. die kurze Vorbereitungs-
zeit — kaum möglich. Sehr wich-
tig, daß alle Entscheidungen de-
mokratisch erstritten und mit
großer Mehrheit angenommen
wurden. Ich meine auch das klare
Bekenntnis zur Verantwortung.
So wurde auch die Frage Auflö-
sung, Spaltung nach harter Dis-
kussion eindeutig beantwortet.

ND: Wie ist die Situation der
Partei im Fahrzeug- und Jagdwaf-
fenweik Suhl?

Gabi Zimmer: Sie hat sich in
der vorigen Woche sehr zuge-
spitzt. Es gab Forderungen wie
„Partei 'raus aus dem Betrieb".
Sie wurden auf sehr spektakuläre
Weise an uns herangetragen.
Auch mit anonymen Anrufen,
Drohungen, Beschimpfungen. Auf
der anderen Seite zeigte sich bei
Gesprächen' in Kollektiven, mit
Genossen und parteilosen Werk-
tätigen, daß wir eigentlich über-
all gehört worden sind. Über
viele Dinge konnten wir gemein-
sam reden und feststellen', daß
unsere Auffassungen gar nicht so
sehr .unterschiedlich sind.

ND: Wie geht es in dieser Woche
weiter?

Gabi Zimmer: Heute (Montag)
werden wir die Parteileitung nach
der Arbeitszeit zusammenneh-
men, uns zu ersten Feststellun-
gen, Festlegungen bzw. Orientie-
rungen verständigen. Wir wollen
uns konsequent dazu bekennen,
künftig im Rahmen eines Par-
teiaktivs im Betrieb zu wirken.
Die politische Heimat für die Ge^
nassen bleibt die Partei im Be-
trieb, wenn auch in völlig neuen
Formen. Es gibt noch keine kon-
kreten Festlegungen dazu, wie
sich alle Genossen in den Terri-
torien organisieren. Das muß
ordentlich vorbereitet werden.
Wir gehen dabei nicht in die De-
fensive. Ich stehe dazu: Partei-
arbeit außerhalb des Betriebes
und der Arbeitszeit auf ehren-
amtlicher Basis.

ND: Entscheidend für die Zukunft
des Landes ist die ökonomische
Konsolidierung. Was wird der Be-
trieb dazu einbringen?

VL Für eine moderne soziafistisihe
Partei der DDR

Ohne ökonomische Stabilität fehlt
der radikalen Erneuerung die Basis

Er braucht den täglichen
Kontakt zu den Arbeitern

Kann man nicht Orden
überhaupt abschaffen?

Neue Partei mit
neuem Namen

Einheit — gibt
es sie noch?

ND: Und die Bereitschaft dazu?

Mittwoch:

Gabi Zimmer: Ja, ohne wirt-
schaftliche Stabilität, ohne Erfül-
lung der Aufgaben, ohne zuver-
lässige Arbeit der Werktätigen
,?.u*:xun|fSikJ:)I2Py?ie?tenjiBedJn
gungen ist der Sozialismus in un-
serem Lande nicht zu halten* fehlt
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